
Beschluss  

 

des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über eine Änderung der Bedarfsplanungs-
Richtlinie:  
Fachidentität bei gemeinsamer Berufsausübung 
und Voraussetzungen für eine gleichmäßige und 
bedarfsgerechte vertragsärztliche Versorgung 

 

Vom 20. Juni 2013 

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am 20. Juni 2013 beschlossen, 
die Richtlinie über die Bedarfsplanung sowie die Maßstäbe zur Feststellung von Überversor-
gung und Unterversorgung in der vertragsärztlichen Versorgung (Bedarfsplanungs-Richtlinie) 
in der Fassung vom 20. Dezember 2012 (BAnz AT 31.12.2012 B 7), zuletzt geändert am 
16. Mai 2013 (BAnz AT 03.07.2013 B 5), wie folgt zu ändern: 

 

I. In § 41 Absatz 7 wird nach Satz 1 folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

„Übereinstimmung in den Arztgruppen im Sinne von Absatz 1 Sätze 1 und 2 kann auch 
bestehen, wenn sich Ärzte aus der Arztgruppe der Nervenärzte nach § 12 Absatz 2 
Nummer 6 zusammenschließen, sofern besondere Versorgungsbedürfnisse entspre-
chend § 103 Absatz 4 Satz 5 Nummer 7 SGB V vorliegen.“ 

 

II. § 48 wird wie folgt neu gefasst: 

„Ausgangspunkt für die Bestimmung einer ausgewogenen Versorgungsstruktur (§ 101 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 SGB V) in einer KV-Region ist der gesetzlich definierte Ver-
sorgungsauftrag der vertragsärztlichen hausärztlichen Versorgung (§ 73 Ab-
satz 1 Satz 2 SGB V: allgemeine und fortgesetzte Betreuung von Patienten in Diagnostik 
und Therapie bei Kenntnis des häuslichen und familiären Umfelds, Koordination diag-
nostischer, therapeutischer und pflegerischer Maßnahmen, Dokumentation, Bewertung 
und Aufbewahrung wesentlicher Behandlungsdaten, Befunde und Berichte aus der am-
bulanten und stationären Versorgung, Einleitung oder Durchführung präventiver und re-
habilitativer Maßnahmen sowie die Integration nichtärztlicher Hilfen und flankierender 
Dienste in die Behandlungsmaßnahmen). Eine ausgewogene Versorgungsstruktur ist 
insbesondere dann anzunehmen, wenn die Anzahl der Ärzte, die an der hausärztlichen 
Versorgung nach § 73 Absatz 1a SGB V teilnehmen, wesentlich überwiegt. Besonderen 
Versorgungslagen, wie sie sich durch Mitversorgungseffekte ergeben können, ist Rech-
nung zu tragen.“ 
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III. § 49 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 49 Maßnahmen zur Wiederherstellung einer ausgewogenen hausärztlichen und fach-
ärztlichen Versorgungsstruktur 

Weicht die Versorgungsstruktur wesentlich von den in § 48 beschriebenen Versorgungs-
zielen ab, sollen die Kassenärztlichen Vereinigungen im Rahmen ihres Sicherstellungs-
auftrages bei der Niederlassungsberatung oder bei der Durchführung von Sicherstel-
lungsmaßnahmen gemäß § 105 Absatz 1a SGB V auf die Herstellung eines ausgewo-
genen Verhältnisses zwischen hausärztlicher und fachärztlicher Versorgung hinwirken.“ 

 

IV. § 50 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 50 (unbesetzt)“ 

 

V. Der Beschluss tritt einen Tag nach der Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft. 

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf der Internetseite des Gemeinsa-
men Bundesausschusses unter www.g-ba.de veröffentlicht. 

 

Berlin, den 20. Juni 2013 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Hecken 
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